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Wissenschaftsbasierte Politikberatung auf Abruf  

Zur Rolle von Ressortforschungseinrichtungen für Ministerien am 
Beispiel der Politikberatung des Umweltbundesamtes 

Zusammenfassung 
Der Beitrag untersucht die Rolle von Ressortfor-
schungseinrichtungen für die wissensbasierte Politik-
formulierung von Ministerien anhand des Beispiels
des Bundesumweltministeriums und dessen Beratung
durch das Umweltbundesamt (UBA). Die Fragestel-
lung lautet, wie die ministerialen Ansprüche an diese
Beratung durch die Organisation und Arbeitsweise 
von Ressortforschungseinrichtungen eingelöst werden.
Vor dem theoretischen Hintergrund aktueller Wissens-
transfer- und Politikberatungsmodelle wird argumen-
tiert, dass diese Einrichtungen als Schnittstellenorga-
nisationen zwischen wissenschaftlichem und politi-
schem System Aufgaben wissenschaftsbasierter Poli-
tikberatung in einer Weise wahrnehmen, die sie für die
Politikformulierung von Ministerien und den Politik-
vollzug unverzichtbar macht. Auf der Basis eines Mo-
dells der Ressortforschung, das Ressortforschung als 
dauerhafte Verbindung zwischen Aufgaben der For-
schung, Integration und Verwertung begreift, werden
dann konkrete Ressortforschungsprozesse des UBA
untersucht. Dabei wird deutlich, dass das von wissen-
schaftssoziologischen Untersuchungen zur Ressortfor-
schung besonders herausgestellte „Spannungsverhält-
nis“ zwischen Wissenschaftssystem und Ansprüchen 
des politischen Systems für die betrachtete Ressortfor-
schungseinrichtung UBA zwar immanent, jedoch nicht
zwangsläufig problematisch ist. Zudem ist dieses
Spannungsverhältnis für wissenschaftliche Politikbera-
tung allgemein grundlegend. Das Modell der Ressort-
forschung kann über den konkreten Fall UBA hinaus
auch für die Analyse weiterer Ressortforschungsein-
richtungen Anwendung finden. 
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 Abstract 
Science-based policy advice on call – The role of 
departmental research organisations for ministries 
by the example of the Federal Environment Agency’s 
policy advice 
The article investigates the role of departmental re-
search organisations for the science-based policy 
formulation of ministries based on the example of 
the Federal Environment Agency (UBA). The re-
search question is how a ministry’s demands for sci-
ence-based policy advice can be met by the institu-
tional organization and work of departmental re-
search institutes. Against the theoretical background 
of current knowledge transfer and policy advice 
models it is argued that these institutions serve as in-
terfaces between science and the political system and 
fulfill tasks of science-based policy advice in a way 
that makes them indispensable for the policy formu-
lation and implementation. A model of departmental 
research is introduced which understands departmen-
tal research as permanent connection between the 
tasks of research, integration and utilization. The 
model is then used for the investigation of specific 
departmental research processes of the Federal Envi-
ronment Agency (UBA). This model of departmental 
research can also be useful for the analysis of other 
departmental research organisations. 
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1 Einleitung1 

Ressortforschungseinrichtungen sind als den Ministerien nachgeordnete Institutionen 
„wissenschaftsbasierter Politikberatung“ (Böcher/Krott 2010) seit einigen Jahren ver-
stärkt in den Fokus der forschungspolitischen sowie nationalen und internationalen wis-
senschaftlichen Diskussion geraten (siehe für die jüngere deutsche Debatte insb. Barlösi-
us 2009, 2010 und Weingart/Lentsch 2008 sowie für die jüngste internationale Diskussi-
on z.B. Gulbrandsen 2011, Klenk/Hickey 2011 und die Beiträge in Lentsch/Weingart 
(Hrsg.) 2011, S. 175 ff.).  

Stehen in der forschungspolitischen Debatte aufgrund der (2010 abgeschlossenen) 
mehrjährigen Evaluierung (BMBF 2010, S. 60) aller deutschen Ressortforschungseinrich-
tungen durch den Wissenschaftsrat (siehe z.B. Wissenschaftsrat 2007, 2010) insbesonde-
re Aspekte wie Qualitätssicherung, Aufgabenzuschnitt und Ressourcen der Ressortfor-
schung im Mittelpunkt (AG Ressortforschung 2006, Bundesregierung 2007), werden – 
eng verwoben mit diesen Diskussionen – in der Wissenschaftssoziologie und in der poli-
tikwissenschaftlichen Forschung verstärkt Anstrengungen unternommen, die institutio-
nellen Eigenheiten von Ressortforschungseinrichtungen zu analysieren.  

In der Wissenschaftssoziologie stehen die Besonderheiten von Ressortforschungsein-
richtungen als Organisationen, welche sowohl anhand der Funktionsprinzipien des Sys-
tems „Wissenschaft“ als auch anhand derer des Systems „Politik“ agieren, und die Diag-
nose eines daraus resultierenden „Spannungsverhältnisses“ im Mittelpunkt (grundlegend 
Hohn/Schimank 1990, Weingart/Lentsch 2008, Barlösius 2010). In der Politik- bzw. Ver-
waltungswissenschaft geht es insbesondere um Fragen der politischen Steuerung und 
Steuerbarkeit von Ressortforschungseinrichtungen durch die ihnen übergeordneten politi-
schen Ressorts (Döhler 2007), wohingegen die institutionellen Eigenschaften und der 
Einfluss von Ressortforschungseinrichtungenauf politische Prozesse in der seit längerem 
(wieder-) erstarkten politikwissenschaftlichen Forschung zu wissenschaftlicher Politikbe-
ratung bislang keinen großen Niederschlag gefunden haben (Böcher/Krott 2011).2 

An diesen politikwissenschaftlichen Forschungsstand anknüpfend untersucht mein 
Beitrag die Funktion von Ressortforschungseinrichtungen für die wissenschaftsbasierte 
Politikberatung von Ministerien anhand des Beispiels des Bundesumweltministeriums 
(BMU). Dem BMU als oberste Bundesbehörde nachgeordnet (Bruns 1998, S. 134f.) leis-
ten hier Ressortforschungseinrichtungen als Bundesoberbehörden (Umweltbundesamt: 
UBA, Bundesamt für Naturschutz: BfN und Bundesamt für Strahlenschutz: BfS) dauer-
haft wissenschaftsbasiert Beratungs- und Vollzugsaufgaben, um das BMU und andere 
Ressorts auf der Basis aktueller wissenschaftlicher Kenntnisse zu unterstützen bzw. den 
Vollzug staatlicher Aufgaben evidenzbasiert zu leisten. Dabei soll es nicht um die bereits 
von Döhler (2007) untersuchte Steuerung der Ressortforschungseinrichtungen aus Sicht 
eines übergeordneten Ministeriums mit Steuerungsinteressen gehen. Vielmehr steht im 
Mittelpunkt, wie die Ressortforschungseinrichtungen intern agieren und versuchen, den 
Ansprüchen des Ministeriums gerecht zu werden, indem sie das dauerhafte Spannungs-
verhältnis durch ständigen Wechsel von Tätigkeiten der Forschung, Integration und Ver-
wertung3 bearbeiten. Für ein Ministerium wie das BMU stellen Ressortforschungseinrich-
tungen deshalb politikberatende Einrichtungen ohne Alternativen dar, da sie zum einen 
durch ihre dauerhafte Institutionalisierung ständigen Zugriff auf wissenschaftsbasierte 
Politikberatung garantieren. Zum anderen stellt sich die durch Ressortforschungseinrich-
tungen permanent wahrzunehmende Aufgabe der Integration als gegenüber anderen For-
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men und Quellen wissenschaftlicher Politikberatung für Ministerien und deren politische 
Anspruchslogik als vorteilhaft heraus. 

Meine Fragestellung lautet, wie die Ansprüche eines Ministeriums an Institutionen 
wissenschaftlicher Politikberatung für seine Politikformulierung und den Vollzug staatli-
cher Aufgaben durch die interne Organisation und Arbeitsweise der entsprechenden Res-
sortforschungseinrichtungen eingelöst werden. Meine Kernthese lautet dabei, dass vor 
dem theoretischen Hintergrund von Wissenstransfer- und Politikberatungsmodellen sol-
che Einrichtungen zwischen wissenschaftlichem und politischem System Aufgaben wis-
senschaftsbasierter Politikberatung in einer Weise wahrnehmen, die sie für die Politik-
formulierung und den Politikvollzug trotz zahlreicher anderer politikberatender Akteure 
für Ministerien unverzichtbar macht. Vor dem Hintergrund des Forschungsstandes zur 
wissenschaftlichen Politikberatung stellen Ressortforschungseinrichtungen ein im Sinne 
der Interessen der „Nachfrager“ von Politikberatung erfolgreiches Modell dar, da sie die 
für Politikberatung wichtigen Integrationstätigkeiten institutionell verstetigt leisten kön-
nen. 

Methodisch wurden dabei Quellen und Dokumente ausgewertet sowie auf die allge-
meinen Aufgaben der Ämter bezogene Gespräche und Interviews mit der jeweiligen Lei-
tungsebene (u.a. der Präsidentin des BfN und dem Vizepräsidenten des UBA sowie den 
Fachbereichsleiterinnen und –leitern des UBA und des BfN) geführt. Zudem wurden aus-
gewählte Arbeitsprozesse durch eine Auswertung interner Quellen (z.B. Ministerialerlas-
se) und Interviews mit den verantwortlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern im Rah-
men von Fallstudien analysiert. Zwischen- bzw. Endergebnisse des Vorhabens wurden 
durch zwei Workshops an der Universität Göttingen und am WZB Berlin mit den am Pro-
jekt beteiligten und externen Akteuren aus Wissenschaft und politischer Praxis diskutiert. 
Der vorliegende Beitrag bezieht sich aufgrund des hier zur Verfügung stehenden Raums 
ausschließlich auf die Ergebnisse zum Umweltbundesamt und will exemplarisch zeigen, 
wie in dieser speziellen Ressortforschungseinrichtung die Ansprüche des BMU bearbeitet 
werden, auch wenn die Ergebnisse der Untersuchung zum Bundesamt für Naturschutz 
ähnliche Mechanismen aufgezeigt haben.  

Der Beitrag ist wie folgt gegliedert: Zunächst werden der wissenschaftssoziologische 
Forschungsstand zur Ressortforschung (Kap. 2) und die politikwissenschaftliche Diskus-
sion zum Transfer wissenschaftlicher Erkenntnisse in die politische Praxis (Kap. 3) knapp 
resümiert. Auf der Basis dessen wird ein politikwissenschaftliches Modell von Ressort-
forschung als wissenschaftsbasierte Politikberatung dargestellt (Kap. 4), dessen Bestand-
teile, die Handlungsbereiche Forschung, Integration und Verwertung sowie das Konzept 
der Produktionslinien anschließend genutzt werden, um die Tätigkeiten des UBA anhand 
ausgewählter Fälle zu analysieren (Kap. 5). Das Fazit (Kap. 6) schließlich trifft Schluss-
folgerungen hinsichtlich der Fragestellung des Beitrags, wie die Ansprüche eines Minis-
teriums an Institutionen wissenschaftlicher Politikberatung durch interne Organisation 
und Arbeitsweise einer entsprechenden Ressortforschungseinrichtung eingelöst werden. 
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2 Der wissenschaftssoziologische Forschungsstand: 
Ressortforschung im Spannungsverhältnis zwischen politischem 
und wissenschaftlichen System 

In der Wissenschaftssoziologie wird Ressortforschung als eigenständiges Modell wissen-
schaftlicher Politikberatung charakterisiert, welches durch folgende hauptsächliche Spe-
zifika bestimmt wird (vgl. zu folgendem Weingart/Lentsch 2008, S. 169): Ressortfor-
schungseinrichtungen produzieren „forschungsbasierte Beratungsleistungen“ (Weingart/ 
Lentsch 2008, S. 170), wobei der primäre Referenzrahmen durch die Aufgaben der je-
weils relevanten politischen Ressorts außerwissenschaftlich bestimmt ist. Beratungsleis-
tungen der Ressortforschung werden auf der Basis einer institutionell verstetigten Bezie-
hung zu dem jeweiligen Ressort erbracht. Ressortforschung ist im Anwendungsfeld selbst 
institutionell angesiedelt (Schimank 2005, S. 1). 

Ressortforschungseinrichtungen verkörpern daher eine Institutionalisierung ressort-
bezogener wissenschaftsbasierter Politikberatung (Böcher/Krott 2010). Sie sind als For-
schungseinrichtungen sowohl Teil des Wissenschaftssystems als auch durch ihre Eigen-
schaft als bestimmten Ressorts nachgeordnete und weisungsgebundene Einrichtungen 
Teil des politisch-administrativen Systems bzw. des Systems der Ministerialverwaltung 
(Böcher/Krott 2010, S. 9). Ressortforschungseinrichtungen, auf deren Sachverstand Mi-
nisterien rechtlich legitimiert „auf Abruf“ zugreifen können, besitzen eine lange Tradition 
in Deutschland (Lundgreen et al. 1986, jüngst Philipps 2011). Für 2010 weist der Bun-
desbericht Forschung und Innovation des BMBF 39 „Bundeseinrichtungen mit FuE-Auf-
gaben“ aus (BMBF 2010, S. 535), in denen 2007 ca. 19.000 Beschäftigte als Forscherin-
nen und Forscher (45,5%) oder technisches und sonstiges Personal (54,5%) arbeiten 
(BMBF 2010, S. 500). Die strikte Zweckbezogenheit ihrer Aufgaben hinsichtlich des 
Wissensbedarfs von Ministerien und anderen Akteuren des politisch-administrativen Sys-
tems und ihre Weisungsgebundenheit unterscheiden die Ressortforschung sowohl von der 
akademischen Forschung als auch von der Industrieforschung mit ihrem rein wirtschaftli-
chen Verwertungszweck (Lundgreen et al. 1986, S. 18).  

Die wichtigste These der Wissenschaftssoziologie zur Ressortforschung betont das so-
genannte „Spannungsverhältnis“ der Ressortforschungseinrichtungen (Schimank 2005, S. 
1). Durch ihre Bezüge zu den Eigenheiten der Politik und gleichzeitig zu denen der Wis-
senschaft befinde sich die Ressortforschung in einem aus der Doppelanbindung resultie-
renden dauerhaften Spannungsverhältnis zwischen der Handlungslogik wissenschaftlicher 
Forschung auf der einen und so genannten „außerwissenschaftlichen Leistungsbezügen“ 
(Hohn/Schimank 1990, Weingart/Lentsch 2008, S. 170) auf der anderen Seite (Böcher/ 
Krott 2011). „Außerwissenschaftliche Leistungsbezüge“ betreffen die in den jeweiligen 
Errichtungsgesetzen durch den Gesetzgeber festgelegten Aufgaben der Behörden, z.B. In-
formationsleistungen für staatliche Entscheidungsproduktion auf wissenschaftlicher Grund-
lage, Dienstleistungen für die Klientel des jeweiligen Ressorts, Kontrollleistungen jeweili-
ger Politiken und deren Vollzug (Hohn/Schimank 1990, S. 302f.). Diese spezielle Aufga-
benbezogenheit der Ressortforschungseinrichtungen beschreibt Barlösius treffend als „For-
schen mit Gespür für politische Umsetzung“ (Barlösius 2009). Daraus folge jedoch, dass 
die jeweils übergeordneten Ministerien versuchen, die Nachfrage nach außerwissenschaft-
lichen Leistungsbezügen zuungunsten der wissenschaftlichen Leistungsbezüge ihrer Res-
sortforschungseinrichtungen auszuweiten, infolgedessen die wissenschaftliche Qualität der 
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Arbeit der Ressortforschungseinrichtungen aufgrund des Wachsens von politisch-adminis-
trativen Tätigkeiten in Gefahr gerate (Hohn/Schimank 1990; WR 2007).  

Dieses „Spannungsverhältnis“ zwischen verschiedenen Logiken der Aufgabenwahr-
nehmung kann daher zu Recht aus wissenschaftssoziologischer Sicht als die Ressortfor-
schung konstituierend bezeichnet werden. Fraglich erscheint mir jedoch, ob dieses aus-
schließlich negativ bewertet bzw. zwangsläufig zu „Pathologien“ (Hohn/Schimank 1990) 
führen muss, oder ob nicht gerade der in Ressortforschungseinrichtungen institutionali-
sierte permanente Umgang mit diesem Spannungsverhältnis zur Aufgabenwahrnehmung 
der Ressortforschungseinrichtungen in der wissenschaftsbasierten Politikberatung bei-
trägt. Denn Tätigkeiten wissenschaftlicher Politikberatung befinden sich immer in einem 
Spannungsverhältnis zwischen Wissenschaft und politischer Praxis (siehe unten). 

3 Politikwissenschaftliche Erkenntnisse zum Erfolg 
wissenschaftlicher Politikberatung 

Aus politikwissenschaftlicher Sicht ist zentral, dass die Aufnahme und Verwendung wis-
senschaftlicher Erkenntnisse durch Akteure im politischen Prozess keineswegs zwangs-
läufig erfolgt. Empirische Forschungen haben die Möglichkeit eines linearen Wissens-
transfers zwischen politischer Problemdefinition, Beauftragung und Lieferung wissen-
schaftlicher Beratung und einer darauf aufbauenden sachrationalen politischen Entschei-
dung in Frage gestellt (für viele: Böcher/Krott 2012, S. 13, Böcher 2007, Lompe 2006, 
Weingart 2001), da diese Vorstellung nicht der Wirklichkeit und Komplexität politischer 
Prozesse entspricht (Böcher 2007, S. 18, Pregernig 2004, S. 2). Vielmehr führt die Poli-
tics-Dimension der Politik zu einer Verringerung der Möglichkeit einer rein sachorien-
tierten Anwendung wissenschaftlicher Erkenntnisse im politischen Prozess (Miller 2009, 
Tils 2006, Krott 1997). Im politischen Prozess wollen politische Akteure ihre Interessen 
verwirklichen und nutzen dabei häufig Expertise selektiv und instrumentell, wenn dies 
zur Legitimierung ihrer Interessen dient, ohne dass dabei wissenschaftliche Inhalte 
zwangsläufig eine Rolle spielen (Müller-Rommel 1984, Murswieck 1994, Radaelli 1995, 
Boehmer-Christiansen 1995). Anstatt „objektive“ und politisch anwendbare Fakten zu 
produzieren, erfüllt wissenschaftliche Politikberatung häufig eine „legitimatorische Funk-
tion“ für die Handlungen politischer Akteure (Weingart 2001, S. 143-144), welche so-
wohl eine Trennung von wissenschaftlichen Fakten und politischen Werturteilen als auch 
die Möglichkeit objektiver eindeutiger Expertenurteile unwahrscheinlich macht (Wein-
gart 2001, S. 144).  

Neben der nach wie vor für die Qualität der wissenschaftlichen Politikberatung wichti-
gen Aspekte der grundsätzlichen Verfügbarkeit und wissenschaftlichen Qualität (Pregernig/ 
Böcher 2012) sind es die den politischen Prozess (also die Politics) berücksichtigenden Be-
dingungen, die für einen erfolgreichen Wissenstransfer wichtig werden, damit Akteure wis-
senschaftliche Erkenntnisse im politischen Prozess aufnehmen und diese Politikergebnisse 
beeinflussen (Krott 2012, Böcher/Krott 2010b). Wissenschaftliche Politikberatung kann 
dann Einfluss auf politische Prozesse ausüben, wenn ihre Inhalte mit den Handlungsoptio-
nen und -ressourcen politischer Akteure (z.B. Bundesregierung, Verbände, Bürgerinnen und 
Bürger) abgestimmt sind und die relevanten Akteure, sowohl Unterstützer als auch Gegner 
bestimmter wissenschaftlich fundierter Problemlösungen, identifiziert und politische Akteu-
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re mit zielgruppengerechten Informationen bedient werden (Krott 2012, S. 39). Forschungen 
zum Transfer wissenschaftlicher Erkenntnisse in die (politische) Praxis betonen daher be-
stimmte Bedingungen, unter welchen wissenschaftliche Politikberatung im politischen Pro-
zess auf Resonanz durch politische Akteure stößt (Böcher 2007).  

Danach geht es zur Steigerung des Einflusses wissenschaftlicher Politikberatung auf 
politische Prozesse um eine zielgruppengerechte, selektive Auswahl und „Übersetzung“ 
wissenschaftlicher Erkenntnisse in die interessen- und machtbestimmte Praxis der Politik 
(Freiburghaus 1989). Kriterien dafür sind Relevanz und angemessene Vermittlung der 
wissenschaftlichen Beratungsinformationen, Glaubwürdigkeit und Legitimation (Cash et 
al. 2002, Mitchell et al. 2004). Die Relevanz der wissenschaftsbasierten Beratungsinfor-
mationen für die Interessen politischer Akteure stellt einen wichtigen Faktor für einen er-
folgreichen Wissenstransfer dar (Hey 2009, Mitchell et al. 2004, Cash et al. 2002). Das 
Kriterium der Relevanz bezieht sich auf die durch wissenschaftliche Beratung bereitge-
stellten Informationen. Diese müssen tatsächlich durch politische Akteure nachgefragt 
werden, für deren tägliche Arbeit oder Entscheidungen relevant sein und zeitgerecht 
(wenn die Akteure sie benötigen) übermittelt werden (Cash et al. 2002, S. 4). Wissen-
schaftlich debattierte Themen sind oft für die politische Praxis (noch) nicht relevant, wäh-
rend aktuelle politische Probleme und geeignete Problemlösungsstrategien häufig nicht 
wissenschaftlich diskutiert werden (Müller-Rommel 1984). Wirklich relevant ist wissen-
schaftsbasierte Politikberatung dann, wenn sie rechtzeitig bereit steht und tatsächlich die-
jenigen Probleme behandelt, für die politische Akteure eine Beratung nachfragen, bzw. 
die eine so große Bedeutung besitzen, dass das politische Interesse mit der Information 
geweckt wird (Böcher/Krott 2010). Eine der politischen Praxis angemessene zielgruppen-
spezifische Vermittlung der wissenschaftlichen Politikberatung ist generell wichtig, um 
Verständigungsbarrieren zwischen Wissenschaft und politischer Praxis zu überwinden 
(Müller-Rommel 1984, S. 36). Die Anwendung wissenschaftlicher Expertise hängt davon 
ab, inwieweit es gelingt, ihre Inhalte zielgruppengerecht und spezifisch an den Bedürfnis-
sen der jeweiligen Akteure ausgerichtet über entsprechende Kommunikationskanäle zu 
vermitteln (Böcher 2007, S. 33). Politische Akteure müssen wissenschaftliche Politikbe-
ratungsakteure und -institutionen sowie die durch diese vermittelten Inhalte wissen-
schaftsbasierter Politikberatung zudem als glaub- und vertrauenswürdig empfinden (Cash 
et al. 2002, S. 4). Zunächst einmal beeinflusst die Qualität der zur Politikberatung ange-
wendeten Forschungsergebnisse deren öffentliche Glaubwürdigkeit. Zur Politikberatung 
genutzte Forschungsergebnisse sollten den „State of the Art“ reflektieren und unter Nut-
zung anerkannter wissenschaftlicher Methoden nachvollziehbar erzeugt werden (HM Go-
vernment 2005).4 Der Aspekt der Legitimation bezieht sich auf die Frage, ob ein politi-
scher Akteur den Beratungsprozess als transparent, unvoreingenommen sowie politisch 
und prozedural als fair ansieht (Cash et al. 2002, S. 5, Renn 2006, S. 58). Wissenschaftli-
che Politikberatung für Ministerien kann solchen Standards genügen, indem sie sich am 
öffentlichen Zweck orientiert und Interessen und Wünsche der Gesellschaft und beteilig-
ter Akteure in den Beratungsprozess integriert und nicht einseitig parteiergreifend die In-
teressen ganz bestimmter Klientel vertritt (Böcher/Krott 2010, S. 25). Hier geht es zum 
einen um eine verständliche Wissenschaftskommunikation, aber auch darum, die Erfah-
rungen und speziellen Wissensbestände politischer Praxis und deren Akteure für den Be-
ratungsprozess nutzbar zu machen (Böcher/Krott 2010, S. 25).  

Aufgrund der unterschiedlichen Interessen, Ressourcen und Wissensbedarfe der ver-
schiedenen politischen Akteure kommt es darauf an, die Nachfrage der verschiedenen, 
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unterschiedlich mächtigen politischen Akteure aktiv mit dem zur Verfügung stehenden 
Angebot an Politikberatung zu koppeln (Sarewitz/Pielke 2007).  

Aus Sicht der Forschung zu einem erfolgreichen Wissenstransfer und zur wissen-
schaftlichen Politikberatung sind Erkenntnisse der Wissenschaft nur dann relevant im po-
litischen Prozess, wenn sie auf der Basis der genannten Kriterien Relevanz, Glaubwür-
digkeit und Legitimation tatsächlich anschlussfähig an die Interessen der Akteure sind 
und vor dem Hintergrund der unterschiedlichen Ressourcen und Handlungsoptionen der 
politischen Akteure in politische Beratung „übersetzt“ werden. Dazu addiert sich die be-
kannte und breit diskutierte Notwendigkeit der Verwendung einer entsprechenden ziel-
gruppenspezifischen Kommunikationsstrategie und Sprache (Müller-Rommel 1984, Renn 
2003), die zwischen verschiedenen Adressaten (Wissenschaft, politische Akteure, Bürge-
rinnen und Bürger, vollziehende Verwaltung) unterscheidet.  

4 Das Modell der Ressortforschung als wissenschaftsbasierte 
Politikberatung 

Welche Funktionen für ein Ministerium übernehmen nun Ressortforschungseinrichtungen 
vor dem Hintergrund der bislang dargestellten theoretischen Überlegungen? Wie bereits 
ausgeführt, befindet sich die Ressortforschung institutionell zwischen den Handlungsrati-
onalitäten der Systeme „Wissenschaft“ und „Politik“ (Moll/Zander 2006, Lehmann/Rie-
der 2003, Hirsch Hadorn et al. 2002, Freiburghaus 1989). In einem Modell der Ressort-
forschung, das vom Autor mitentwickelt wurde (Böcher/Krott 2010, Böcher/Krott 2011, 
Böcher/Krott 2012)5, werden aus Sicht der analytischen Politikfeldanalyse die drei zent-
ralen Funktionen der Ressortforschung wie folgt identifiziert: Forschung, Integration und 
Verwertung. Daraus abgeleitet ergibt sich folgende allgemeine Definition der Ressortfor-
schung: Ressortforschung stellt die Verbindung von Forschung und Integration und Ver-
wertung dar, wobei sich Inhalt und Ausmaß von Forschung und Integration aus den An-
forderungen der Verwertung, das heißt aus den gesetzlich definierten Aufgaben der je-
weiligen Einrichtung, ableiten (Böcher/Krott 2010, S. 28).6 

Ressortforschungseinrichtungen betreiben Forschung wie andere Forschungseinrich-
tungen auch mit dem Ziel, wissenschaftlich gesicherte Erkenntnisse unter Nutzung inner-
wissenschaftlich akzeptierter Methoden und Standards zu erzeugen (Böcher/Krott 2010, 
S. 29). Im Unterschied zur akademischen Forschung werden dabei in Ressortforschungs-
einrichtungen Forschungsfragen jedoch nicht auf der Basis des Standes von Theorien 
oder von Entwicklungstrends wissenschaftlicher Disziplinen losgelöst von Praxisproble-
men ausgewählt. Vielmehr wird nur eine solche Forschung betrieben, die zuvor durch In-
tegrationsleistungen überhaupt als relevant für die Lösung der für eine Ressortfor-
schungseinrichtung relevanten Praxisprobleme ausgewählt wurden (Böcher/Krott 2010, 
S. 29). Diese zweckbestimmte Ausrichtung der Forschung auf diese Praxisprobleme stellt 
eine Besonderheit der Ressortforschung dar. Dabei betreiben Ressortforschungseinrich-
tungen sowohl Eigenforschung als auch extramurale Forschung durch Aufträge an exter-
ne Forschungseinrichtungen (dazu auch Vaskovics 1996). 

Als Integration kann der Prozess der Ausrichtung der Forschung auf ein Praxisprob-
lem mit dem Ziel, dieses zu beschreiben und erfolgreich zu lösen, bezeichnet werden (Bö-
cher/Krott 2010, S. 37). Diese Ausrichtung vollzieht sich dabei in zwei Richtungen: Ei-
nerseits wird die Nachfrage der Praxis nach wissenschaftlich fundierten Lösungen ermit-
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telt und für die Selektion von Forschungsfragen eingesetzt, andererseits werden wissen-
schaftliche Forschungsergebnisse nach deren Relevanz für die Praxislösung ausgewählt 
und zusammengefasst (Böcher/Krott 2010, S. 37). Die Integration verbindet wissen-
schaftliche Erkenntnisse mit Anforderungen der Praxis, wobei die Vorgaben der Auftrag 
gebenden Ressorts eine besondere Berücksichtigung finden (Böcher/Krott 2010, S. 37). 
In ihrem Wissen über Akteure und über die Besonderheiten und Ansprüche der politi-
schen Praxis und Ressortlogik unterscheidet sich die Ressortforschung sowohl von uni-
versitärer als auch von anderer außeruniversitärer Forschung (Böcher/Krott 2010, S. 37). 
Wichtig ist, dass Integration verstanden wird als ein Informationsprozess, innerhalb des-
sen Informationen über die (häufig auch mutmaßlichen) Ansprüche der politischen Praxis 
und über Erkenntnispotenziale der Forschung ausgetauscht werden (Böcher/Krott 2012, 
S. 15). Integration findet innerhalb von Ressortforschungseinrichtungen auch „in den 
Köpfen“ der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter statt, politische Handlungen erfolgen je-
doch erst im Handlungsbereich „Verwertung“. 

Verwertung schließlich bezeichnet die nach außen gerichteten Handlungen der Res-
sortforschung, die den Informationsstand der Akteure verändern und insbesondere politi-
sche Entscheidungen vorbereiten (Böcher/Krott 2010, S. 41). Zur Verwertung gehören 
auch Vollzugsvorbereitung bzw. der Vollzug und die Beratung der politischen Akteure. 
Zur Verwertung zählen zum Beispiel Beiträge der Ressortforschung zum wissenschaftli-
chen Diskurs, hier stellt die Zielgruppe die „Scientific Community“ dar (Böcher/Krott 
2010, S. 41). Die verschiedenen Verwertungsprodukte werden durch die gesetzlichen 
Aufgaben der Einrichtung normiert (Böcher/Krott 2010, S. 41). Im Unterschied zur Integ-
ration tritt die Ressortforschungseinrichtung in der Verwertung über bestimmte Handlun-
gen direkt mit Zielgruppen in Kontakt (Übermittlung einer Stellungnahme an das Minis-
terium, Vortrag im Rahmen einer Praxistagung, Versendung von Bürgerinformationen 
etc.) oder nutzt Ergebnisse für die eigene weiterführende Arbeit, z.B. Methoden, die die 
Einrichtungen im Vollzug anwenden (Böcher/Krott 2010, S. 41f.). Das Entscheidende an 
der Verwertung ist, dass ab diesem Status Produkte der Ressortforschung nicht mehr ver-
änderbar sind bzw. die an ihrer Entwicklung beteiligten Ressortforscherinnen und 
-forscher keinen Einfluss mehr ausüben können: sie haben die Einrichtung verlassen und 
befinden sich nun im politischen System. 

Der analytische Mehrwert dieser Unterscheidung zwischen Integrationsleistungen in-
nerhalb der Ressortforschung und der Verwertung außerhalb liegt in der nun möglichen 
Offenlegung und Analyse der internen Besonderheit von Ressortforschungseinrichtun-
gen: Diese leisten Politikberatungsaufgaben, indem sie Praxisansprüche in wissenschaft-
liche Forschungsfragen übersetzen und umgekehrt Forschungsergebnisse hinsichtlich 
Fragen der politischen Praxis selektieren. Diese zentrale Tätigkeit von Ressortforschung 
führt zu integrativen Politikberatungsprodukten, die im Idealfall zwei Eigenschaften er-
füllen: Sie entsprechen dem wissenschaftlichen Forschungsstand und haben gleichzeitig 
Relevanz für die politische Praxis (Böcher/Krott 2012, S. 16). Die Trennung von Integra-
tion und Verwertung bei der Analyse ermöglicht die genaue Betrachtung auch rein inter-
ner Arbeitsprozesse der Ressortforschung: das Forschungsprojekt hat gezeigt, dass es in-
nerhalb der Integration auch Prozesse gibt, die gestoppt werden, bevor es zu Verwer-
tungsprodukten kommt, z.B., wenn ein Zwischenergebnis der Ressortforschung vom zu-
ständigen Ressort nicht als politisch ausreichend relevant betrachtet wird (Böcher/Krott 
2010, S. 43). Auch vor dem Hintergrund des Forschungsstandes zu wissenschaftlicher 
Politikberatung erscheint die gesonderte Betrachtung der Integration hilfreich: denn sie 
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ermöglicht eine genaue Analyse der „Black Box“ zwischen Wissenschaft und politischer 
Praxis (Science-Policy-Interface), die im hier vorgestellten Modell als Integration genau-
er gefasst werden kann. 

Diese für Ressortforschungseinrichtungen zentrale interne Wechsel zwischen Aufga-
ben der Forschung und Integration, mit dem Ziel, wissenschaftliche und Politikbera-
tungsprodukte für die Verwertung zu erzeugen, kann mit dem Bild der „Produktionsli-
nien“ sichtbar gemacht werden (Böcher/Krott 2010, S. 43ff.) (Abb.1). Die einzelnen Auf-
gaben stellen – analytisch betrachtet – jeweils eigene sich voneinander unterscheidenden 
- Tätigkeiten dar, welche durch die Produktionslinien in Verbindung stehen. Nur die dau-
erhafte Verbindung aus Forschung, Integration und Verwertung konstituiert Ressortfor-
schung. Mit Hilfe der Produktionslinien können dieser wiederholte Wechsel zwischen 
den verschiedenen Tätigkeiten der Ressortforschung und die dabei notwendige häufige 
Grenzüberschreitung zwischen den Logiken der verschiedenen Systeme Politik und Wis-
senschaft sowie der Anforderungen der verschiedenen Akteure hinsichtlich Verwertungs-
produkten sichtbar gemacht werden (Böcher/Krott 2010, S. 27f.). 

 
Abbildung 1: Modell einer Ressortforschung als wissenschaftsbasierte Politikberatung 

 
Quelle: verändert nach Böcher/Krott 2010, S. 27 
 
Die Grafik zeigt eine denkbare Produktionslinie: In der Integration wird innerhalb der po-
litischen Praxis eine Nachfrage nach einer wissenschaftsbasierten Beratungsleistung der 
Ressortforschung formuliert. Diese wird im Handlungsbereich Forschung durch eine ent-
sprechende Forschungstätigkeit bearbeitet, bevor es in der Integration erneut zu Fragen 
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kommt, die durch weitere Forschung bearbeitet werden müssen. Aus dem Forschungspro-
zess entstehen dann Produkte für die wissenschaftliche Verwertung (Publikation) als auch 
(nach einer erneuten Anpassung an die Ansprüche der politischen Praxis) Produkte der 
Politikberatung, hier für die Öffentlichkeit und die Nutzung in der Vollzugsvorbereitung.  

5 Das Umweltbundesamt als Institution wissenschaftsbasierter 
Ressortforschung im Geschäftsbereich des BMU 

Im Folgenden soll anhand des Beispiels Umweltbundesamt vor dem Hintergrund des Mo-
dells der Ressortforschung als wissenschaftsbasierte Politikberatung hinsichtlich der Frage-
stellung dieses Beitrages analysiert werden, wie die Ansprüche und Interessen eines Minis-
teriums an wissenschaftlicher Politikberatung für seine Politikformulierung und den Vollzug 
staatlicher Aufgaben durch die Aufbauorganisation und Arbeitsweise der entsprechenden 
Ressortforschungseinrichtungen eingelöst werden und warum sie für die Politikformulie-
rung von Ministerien und den Politikvollzug unverzichtbar sind. Schließlich soll vor dem 
Hintergrund des Forschungsstandes zur wissenschaftlichen Politikberatung begründet wer-
den, warum Ressortforschungseinrichtungen aus Sicht der Nachfrager nach Politikberatung 
ein erfolgreiches Modell wissenschaftsbasierter Politikberatung darstellen. 

5.1 Grundlegende Aufgaben des Umweltbundesamtes 

Das Umweltbundesamt stellt neben dem Bundesamt für Naturschutz (BfN) und dem Bun-
desamt für Strahlenschutz (BfS) eine der drei Ressortforschungseinrichtungen im Ge-
schäftsbereich des BMU dar. Es wurde 1974 gegründet und stellt mit ca. 1.400 Mitarbei-
tern die größte der drei Bundesoberbehörden im Geschäftsbereich des BMU dar. Die 
Aufgaben des Umweltbundesamtes bestehen laut Errichtungsgesetz7 in der wissenschafts-
basierten Politikberatung des BMU und anderer Ressorts in Bezug auf Umweltschutz-
fragen, im Aufbau und Führung umweltrelevanter Informationssysteme, im Vollzug von 
Umweltgesetzen, für die wissenschaftlicher Sachverstand notwendig ist, und in der Auf-
klärung der Öffentlichkeit in Umweltfragen (UBA 2008, Böcher 2010).  

Die Aufgabe des Umweltbundesamtes besteht darin, hinsichtlich der konkreten Prob-
lemlösungsnachfrage des BMU und anderer Ressorts eigene Forschung durchzuführen 
bzw. externe Forschungsvorhaben zu initiieren und zu steuern (Tätigkeitsbereich: For-
schung). Die Forschungsergebnisse werden in Bezug auf die verschiedenen Zielgruppen 
(Akteure in der Ministerialverwaltung des BMU oder anderer Ministerien, die Öffent-
lichkeit, Umweltverbände, Industrie, Medien, Bürgerinnen und Bürger usw.) ausgewertet 
und für die Verwertung spezifisch aufbereitet (Tätigkeitsbereich: Integration). Verwer-
tungsprodukte (Tätigkeitsbereich: Verwertung), die das Haus verlassen, können Stellung-
nahmen für das Ministerium oder verschiedene Formen von Publikationen (Broschüren, 
Pressemitteilungen, Informationen im Internet, wissenschaftliche Publikationen) sein. Al-
le administrativen und wissenschaftlichen Tätigkeiten des UBA dienen zweckbestimmt 
den durch den Gesetzgeber definierten Aufgaben: das UBA betreibt Forschung nur inso-
weit, wie sie der Erfüllung seiner Aufgaben wissenschaftliche Unterstützung von Minis-
terien, Vollzug oder Vollzugsvorbereitung und Information der Öffentlichkeit dient.  
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Hierin unterscheidet sich das UBA von anderen Forschungseinrichtungen wie Uni-
versitäten. Welche Forschungsprojekte tatsächlich durchgeführt werden, wird dabei im 
jährlichen Umweltforschungsplan (UFOPLAN) festgelegt, der zwischen BMU und UBA 
koordiniert wird und über den das BMU entscheidet. Neben den längerfristigen For-
schungsprojekten muss das Umweltbundesamt das BMU und andere Ministerien (z.B. 
das Bundesministerium für Gesundheit in Trinkwasserfragen) „auf Abruf“ mit wissen-
schaftsbasierten Informationen unterstützen. So fordert das BMU das UBA regelmäßig 
per Erlass auf, bezüglich bestimmter Informationsbedarfe kurzfristig Stellungnahmen ab-
zuliefern. Dies könnte z.B. der Fall sein, wenn im Bundestag eine umweltpolitische An-
frage durch den Umweltminister beantwortet werden muss, deren Bearbeitung durch das 
BMU aktuelle wissenschaftsbasierte Informationen benötigt.  

Neben der wissenschaftsbasierten Politikberatung nimmt das Umweltbundesamt 
Vollzugsaufgaben wahr, d.h. es ist an der Umsetzung von Gesetzen beteiligt. Dies betrifft 
beispielsweise Vollzugsaufgaben wie den Emissionshandel, in der Chemikalienpolitik, 
den Vollzug des Elektro- und Elektronikgerätegesetzes, die Prüfung, Bewertung und das 
Management des Umweltrisikos von Pflanzenschutzmitteln oder Vollzugsaufgaben beim 
Wasser-, Trinkwasser- und Gewässerschutz (siehe dazu http://www.umweltbundesamt. 
de/uba-info/index.htm). Zudem besteht eine wichtige Aufgabe des Umweltbundesamtes 
im Monitoring und der langfristigen Erhebung und Sicherung von umweltrelevanten Da-
ten (z.B. Monitoring von Luftschadstoffen durch ein bundesweites Messnetz).  

Die Aufgaben des UBA können also wie folgt resümiert werden (Böcher/Krott 2010, 
S. 20): 

 
– Kurzfristige Beratung des BMU durch Recherche und/oder Forschung (u.U. Eigen-

forschung) bei zeitlich drängendem Expertisebedarf 
– Langfristige Monitoringaufgaben (flächendeckende Sammlung von Daten, Sekundär-

analysen)  
– Beauftragung von Forschungsprojekten (FuE-Vorhaben) zur Bereitstellung von Wis-

sen  
– Verfügbarmachung und Verbreitung wissenschaftlicher Informationen für gesell-

schaftliche Akteure und Öffentlichkeit 
– Aufgaben im Vollzug der Umweltpolitik 

5.2 Analyse der Rolle des Umweltbundesamtes anhand des Modells der 
Ressortforschung als wissenschaftsbasierte Politikberatung 

Das Umweltbundesamt leistet Forschungstätigkeiten, die von der Beauftragung/Initi-
ierung durch das BMU im Tätigkeitsbereich Integration zum Tätigkeitsfeld Forschung 
und wieder zurück in die Integration führen. Dies geschieht so lange, bis das Produkt in 
die Verwertung nach außen abgegeben wird. Dieser für die Arbeit des UBA typische 
wiederholte Wechsel zwischen Integration und Forschung macht deutlich, dass in einzel-
ne Verwertungsprodukte immer Anteile von Forschung und Integration einfließen.  

Ein konkretes Beispiel stellt die vom UBA betriebene Methodenentwicklung in Be-
zug auf europäisches Abfallrecht (Europäisches Abfallverzeichnis EAV) dar. Im Fall ging 
es um die Entwicklung biologischer Testverfahren zur ökotoxikologischen Charakterisie-
rung von Abfällen. Ausgangspunkt war, dass eine Bewertung der inhärenten Umweltge-
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fährlichkeit von Abfällen (Gefährlichkeitskriterium H14 „ökotoxisch“) zwar Bestandteil 
der Einstufung von Abfällen in gefährliche und nicht-gefährliche Abfallarten anhand des 
Europäischen Abfallverzeichnisses bzw. der Abfallverzeichnisverordnung ist, es jedoch 
gerade für die Bewertung „ökotoxisch“ keine standardisierte Methode gab. Durch Me-
thodenentwicklung und -validierung in europaweiten Ringversuchen konnten normierte 
Testverfahren und testspezifische Schwellenwerte entwickelt werden, die einen Vollzug 
des Gefährlichkeitskriteriums H14 erst möglich machen (Böcher/Krott 2010, S. 34). In 
diesem Beispiel wird deutlich, wie ministeriale Ansprüche an Integration in die For-
schungsarbeit des UBA fließen: Aus einem konkreten vollzugsbezogenen Wissensbedarf 
des BMU identifizieren die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des UBA die entsprechende 
Wissenslücke und leisten die Integration von Praxisansprüchen in den Selektionsprozess 
von Forschungsfragen (Nichtvorhandensein einer entsprechenden wissenschaftlich fun-
dierten Methode), entwickeln in einem Forschungsprozess eine entsprechende Methode 
und leisten wiederum Integration hinsichtlich der Verwendbarkeit der Methode für den 
Vollzug. Die entwickelte praxistaugliche Methode für den Vollzug des Europäischen Ab-
fallverzeichnisses auf der Basis aktueller wissenschaftlicher Methoden stellt das Verwer-
tungsprodukt in diesem Fall dar. Solche Prozesse im wiederholten Wechsel zwischen 
Forschung, Integration und Verwertung können die Produktionslinien im Ressortfor-
schungsmodell darstellen.  

Ressortforschungsprozesse können auch durch das Umweltbundesamt selbst angesto-
ßen werden: wenn es z.B. auf wissenschaftliche Erkenntnisse stößt, diese als politisch re-
levant erachtet und diese Relevanz dem Ressort vermittelt, so dass dieses wiederum die 
Einrichtung beauftragt, ein entsprechendes Ressortforschungsprodukt zu erstellen. Ein 
solcher Fall konnte im Umweltbundesamt beobachtet werden, als es auf Diskussionen um 
einen toxikologischen Leitwert für Uran im Trinkwasser der WHO stieß und einen For-
schungsprozess hinsichtlich einer Bestimmung eines solchen Leitwertes auf der Basis ak-
tuellerer Humandaten initiierte. In dem beschriebenen Fall nahmen Mitarbeiter des UBA 
einen Impuls aus der internationalen politischen Diskussion auf, leiteten einen For-
schungsprozess ein (Falsifizierung bestehender Daten), erarbeiteten in Prozessen der In-
tegration daraus sowohl eine Publikation für die wissenschaftliche Verwertung (Konietz-
ka/Dieter/Voss 2005) als auch einen Bericht als Praxisverwertungsprodukt für das Bun-
desgesundheitsministerium als zuständige Fachaufsichtsbehörde. Im weiteren Verlauf 
produzierten UBA-Mitarbeiter u.a. Verwertungsbeiträge für die Beratung der Öffentlich-
keit und der politischen Akteure (z.B. Antworten auf Presseanfragen, TV-Interviews, Be-
antwortung von Bürgeranfragen, weitere Berichte an das BMG, rasche Beantwortung ak-
tueller Anfragen im Bundestag), für die Wissenschaft (Publikation, Tagungsbeitrag, Vor-
träge) und für die Vollzugsvorbereitung (Beitrag zur Novellierung Trinkwasserverord-
nung). Es wurden dabei auch weitere eigene Forschungen angestoßen.  

Die Aufgaben des Umweltbundesamtes im Handlungsbereich Forschung bestehen 
nicht darin, Forschungsfragen losgelöst von Praxisproblemen auszuwählen. Vielmehr soll 
das Umweltbundesamt mit seinen Forschungsanstrengungen den „State of the art“ derje-
nigen wissenschaftlichen Theorien, Methoden und Daten garantieren, die zuvor innerhalb 
von Prozessen der Integration überhaupt als relevant für die Lösung von Praxisproblemen 
ausgewählt wurden. Die permanente Ausrichtung der Forschung auf ausgewählte Praxis-
probleme im Sinne der umweltpolitischen Zielvorstellungen des BMU und die Verortung 
des Tätigkeitsbereiches der Integration innerhalb einer Forschungsinstitution stellt eine 
Besonderheit der Ressortforschung dar. Im Forschungsprozess sichert das Umweltbun-
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desamt durch verschiedene Maßnahmen (UBA 2003) die Berücksichtigung des wissen-
schaftlichen „State of the Art“, z.B. durch Verfahren der „Guten wissenschaftlichen Pra-
xis“ (UBA 2009a, DFG 1998, WR 2007). Die Forschungsarbeit des UBA ist jedoch im-
mer an der durch das BMU und anderer relevanter Ressorts politisch bestimmten Integra-
tion orientiert. Hier finden die Vorgaben der auftraggebenden Ressorts, insbesondere des 
BMU, besondere Berücksichtigung. Das Umweltbundesamt leistet Integration, indem sei-
ne Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter aus der Forschungsarbeit Bezüge zur Lösung von po-
litischen Praxisproblemen herstellen. Diese Zusatzleistung zur Forschung unmittelbar mit 
dem Zweck der wissenschaftsbasierten Politikberatung eines Ressorts ist typisch für Res-
sortforschungseinrichtungen. Für die Integrationsleistungen im UBA ist die Erfahrung 
aus der langjährigen Zusammenarbeit und Abstimmung mit den Ministerien und anderen 
Auftraggebern aus dem politischen Raum von Bedeutung. Aber auch Kenntnisse über die 
Interessen der Wirtschaft, der Umwelt- und Naturschutzverbände und der Bürgerinnen 
und Bürger sind wichtig. Zur erfolgreichen Erzielung dieses Zusatznutzens sind die inter-
nen Wissensbestände eine wichtige Ressource, z.B. das über Jahre aufgebaute „Bran-
chenwissen“ des UBA, welches entscheidend für die Fortschreibung von Grenzwerten für 
die Industrie ist. So konnte z.B. für den Fall der Erarbeitung der BREF (Best Available 
Techniques Reference Documents) auf europäischer Ebene, bei denen es um die bran-
chenspezifische Festlegung der besten verfügbaren Technik zur Emissionsminderung in 
der Industrie geht, beobachtet werden, wie insbesondere die im UBA vorhandene interne 
„Branchenkompetenz“ dafür sorgt, dass sehr gute Kenntnisse über die verschiedenen 
Branchen und ihre Potenziale zur Schadstoffminderung vorhanden sind und dass das 
UBA auf gleicher Augenhöhe mit der Industrie agieren kann.  

Typische Aufgaben der Integration des UBA sind u.a. Formulierung, Bewertung und 
Auswahl wissenschaftlicher Fragen nach deren Beitrag zur Lösung von Praxisproblemen 
und Lösungsbedarf der Ressorts, Formulierung des Ressortforschungsbedarfes bei der 
Initiierung von FuE-Vorhaben, Verfassung von Stellungnahmen für die Ministerien oder 
EU-Gremien, Verfassung von Stellungnahmen über Ergebnisse von FuE-Vorhaben und 
deren umweltpolitische Verwertbarkeit für Ministerien, fachliche Beiträge zu Leitungs-
terminen, z.B. von Ministern oder Staatssekretären, Bearbeitung von Anfragen der Bürge-
rinnen und Bürger oder anderer politischer Akteure etc. (Böcher/Krott 2010, S. 36). 

Die Verwertung als Aufgabe des Umweltbundesamtes unterscheidet sich von der In-
tegration dadurch, dass das UBA in der Verwertung mit bestimmten Zielgruppen in Kon-
takt tritt oder Ergebnisse für die eigene Arbeit weiterführend verwendet. Typische Ver-
wertungsprodukte können dabei sein: Beratung der Bürgerinnen und Bürger durch Bro-
schüren (z.B. „Hilfe! Schimmel im Haushalt“, UBA 2005), Übermittlung von Informatio-
nen zur Vollzugsvorbereitung (siehe das Beispiel „Uran im Trinkwasser“ weiter oben 
bzgl. einer Novellierung der Trinkwasserverordnung), Vollzugsprodukte im engeren Sin-
ne (Richtlinien, Methoden wie die erwähnte zur Bestimmung des Gefährlichkeitskriteri-
ums H14, Bescheide) oder Verwertungsprodukte für die Wissenschaft (z.B. Veröffentli-
chungen). 

Die ständig wechselnden Tätigkeiten zwischen den Bereichen Forschung, Integration 
und Verwertung bilden die Grundlage der wissenschaftsbasierten Politikberatung des 
UBA. Sie und ihre Abbildung über die Produktionslinien machen zudem deutlich, wie 
das Spannungsverhältnis der Ressortforschung, das aus der notwendigen gleichzeitigen 
Erfüllung von Ansprüchen der politischen Praxis und denjenigen der Wissenschaft her-
rührt, in diesen Einrichtungen bearbeitet wird. Dies geschieht durch wechselseitige Aus-
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richtung wissenschaftlicher Erkenntnisse auf die Lösung von Praxisproblemen und um-
gekehrt. Innerhalb dieser wechselseitigen Ausrichtung wird die Einlösung von Qualitäts-
ansprüchen an erfolgreiche Politikberatung relevant. Diese wurden oben mit den Krite-
rien Relevanz und angemessene Vermittlung der wissenschaftlichen Beratungsinforma-
tionen, Glaubwürdigkeit sowie Legitimation bezogen auf die Interessen, Ressourcen und 
Handlungsoptionen der zu beratenden Akteure beschrieben.  

Wie schneiden nun das UBA und seine Beratung hinsichtlich dieser Kriterien bezo-
gen auf ministeriale Ansprüche an wissenschaftsbasierte Politikberatung ab? 

Die Eigenschaft des UBA als eine dem BMU nachgeordnete Behörde und seine durch 
das Errichtungsgesetz definierten Aufgaben leisten einen Beitrag dazu, dass das UBA 
wissenschaftsbasierte Politikberatung mit Relevanz für den politischen Prozess, insb. im 
Sinne des BMU, erzeugt. Denn eine der zentralen Besonderheiten der Ressortforschungs-
einrichtungen ist, dass Ministerien unmittelbaren, dauerhaften und kurzfristigen Zugriff 
auf die Arbeit der Einrichtungen haben. Die – wie eingangs erwähnt mit einer langen Tra-
dition behaftete – Institutionalisierung von Ressortforschungseinrichtungen kann daher 
als eine Antwort des Staates auf das Relevanzproblem in der Politikberatung angesehen 
werden. In der Regel sind andere universitäre oder außeruniversitäre Forschungseinrich-
tung nicht in der Lage, in gleicher Weise relevante Inhalte auf den konkreten Wissensbe-
darf eines Ministeriums hin abgestimmt zu erarbeiten, für die mitunter nur wenige Tage 
zwischen Beauftragung und Lieferung zur Verfügung stehen. Hinzu kommen beim UBA 
die Erfahrungen der Mitarbeiter mit dem Wissensbedarf der Ministerien und den Ansprü-
chen an die Form zu erarbeitender Stellungnahmen. In der empirischen Untersuchung des 
UBA wurde deutlich, wie häufig das BMU sehr kurzfristig Stellungnahmen auf dem ak-
tuellen Wissensstand basierend per Erlass anfordert. Ein Beispiel für diese typische Ar-
beit in den Einrichtungen konnte im untersuchten Fall „Fluglärm“ beobachtet werden: 
Hier musste der Mitarbeiter innerhalb von 14 Tagen eine grundlegende Stellungnahme 
abliefern, die das BMU einforderte, da im politischen Raum zuvor das Thema auf die 
Agenda geriet. Solche kurzfristigen Stellungnahmen sind für die Tätigkeit des UBA an 
der Tagesordnung. Für die Relevanz der wissenschaftsbasierten Politikberatung einer 
Ressortforschungseinrichtung wie dem UBA ist es aus Sicht des BMU wichtig, „auf Ab-
ruf“ Beratung zur Verfügung zu haben. Für die Sicherung der Relevanz der wissen-
schaftsbasierten Politikberatung des UBA kombiniert es verschiedene Beratungsformen 
(z.B. kurzfristige Stellungnahmen nach wenigen Tagen oder Wochen, Beauftragung mit-
tel- und langfristigerer externer Forschung), die sich an unterschiedlichen politischen 
Zeittakten orientieren, damit das UBA sowohl tagespolitische als auch mittelfristige Be-
ratungsleistungen erbringen kann. Dazu kommen Ressourcen für die langfristige Vorlauf-
forschung. Denn da der Wissensbedarf der Ministerien nicht unbedingt zeitgleich mit der 
wissenschaftlichen Erkenntnisproduktion der Forschung entsteht, hat die Ressortfor-
schung ein Wissensspektrum zu erzeugen und vorzuhalten, das von kurzfristig abrufbaren 
wissenschaftlichen Erkenntnissen bis hin zur „Vorlaufforschung“ reicht, welche wissen-
schaftliche Erkenntnisse in Bezug auf Probleme liefert, die potenziell erst in der Zukunft 
nachgefragt werden (Nieberg 2007, Böcher/Krott 2010, S. 30). 

Die Legitimation der wissenschaftsbasierten Politikberatung des UBA ergibt sich ei-
nerseits aus dessen formalrechtlicher Legitimation als Bestandteil des demokratisch ver-
fassten politisch-administrativen Systems und den im Errichtungsgesetz durch den Ge-
setzgeber definierten Aufgaben. Im Umweltbundesamt darf nur Forschung durchgeführt 
werden, die einen Beitrag zur Erfüllung dieses gesetzlichen Auftrags leistet. Sollte sich 
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die durchgeführte Forschung diesen Zwecken nicht zuordnen lassen, wäre die Aufgaben-
erfüllung und somit die Legitimation der Arbeit des UBA verfehlt. Andererseits speist 
sich die Legitimation der wissenschaftsbasierten Politikberatung des UBA aus der Orien-
tierung an allgemeineren öffentlichen Zwecken über die konkrete Beratungsnachfrage der 
Ressorts hinaus (Böcher/Krott 2010, S. 62). Dies bedeutet, dass die Arbeit des UBA zum 
einen den öffentlichen Zwecken dient, die der Gesetzgeber mit dessen Errichtung vorge-
sehen hat. Zum anderen bedeutet dies, dass das UBA keine Partikularinteressen bedient, 
sondern z.B. über die Aufgabe der Information der Öffentlichkeit über Umwelt(politik)-
aspekte das Wohl aller Bürgerinnen und Bürger in deren Gesamtheit im Sinn hat. Dabei 
kann das UBA auch solche Maßnahmen dem Ministerium vorschlagen, die sich an län-
gerfristigen öffentlichen Zwecken orientieren, ohne dass jedoch eine kurzfristige politi-
sche Realisierungschance besteht. Beispielsweise spricht sich das UBA seit Jahren für ein 
Tempolimit auf deutschen Autobahnen aus, da wissenschaftliche Studien nahelegen, dass 
ein solches einen Beitrag für den Klimaschutz leisten würde (UBA 2009b, S. 77), auch 
wenn dies politisch nur schwer durchsetzbar ist. Eine solche unabhängige an übergeord-
neten umweltpolitischen Erwägungen orientierte Position ist für die Aufgabenwahrneh-
mung solcher Einrichtungen wichtig, besonders da es sich bei Umweltfragen um langfris-
tige Aufgaben handelt, die über die beschränkte Dauer von Legislaturperioden hinausge-
hen. Zudem steigt die Glaubwürdigkeit einer solchen Einrichtung durch sich vom Minis-
terium unterscheidende Positionen gerade vor dem Hintergrund der weiter oben ausge-
führten legitimatorischen Funktion wissenschaftlicher Politikberatung für politische Ak-
teure. Das Umweltbundesamt liefert natürlich politische Problemlösungen hinsichtlich 
der konkreten Fragen bestimmter politischer Akteure. Eine gewissen Unabhängigkeit und 
Spielräume bei der Formulierung von darüber hinausgehenden umweltpolitischen Positi-
onen sorgt dafür, dass nicht nur einseitige Positionen vertreten werden und die Glaubwür-
digkeit der Einrichtung aufrechterhalten wird. 

Letztendlich steckt in der Orientierung an öffentlichen Zwecken die Tatsache, dass 
Politik an bestimmten mittel- und langfristigen Werten und Normen orientiert ist und die-
se hinsichtlich der Aufgaben der Einrichtungen auch dann verfolgt werden können, wenn 
nicht alle Vorschläge und Empfehlungen unmittelbar zur Umsetzung gelangen. Die Ver-
folgung solcher öffentlicher Zwecke leistet einen Beitrag zur Legitimation der Arbeit des 
UBA. Legitimation bedeutet dabei auch die öffentliche Anerkennung der Arbeit der Res-
sortforschungseinrichtungen von denjenigen Akteuren, die mit den Ergebnissen und dar-
aus abgeleiteten politischen Implikationen nicht konform gehen (Böcher/Krott 2010, S. 
63). Zur Orientierung am öffentlichen Zweck gehört auch die Unabhängigkeit der Ein-
richtungen insbesondere von privaten Interessen, eine wichtige Leitlinie für Politikbera-
tung (BBAW 2008). Gerade in politisch konfliktären Debatten spielt es eine Rolle, dass 
das UBA staatliche Ressourcen für eine unvoreingenommene Forschung erhält, die von 
den Interessen privater Geldgeber unabhängig ist und zur Sicherung von öffentlichen 
Zwecken auch interessenpolitisch beeinflusste andere Forschungsergebnisse aufzeigen 
kann (Böcher/Krott 2010, S. 64). Die Bedeutung solcher Tätigkeiten wurde in einem Fall 
für die Arbeit des UBA deutlich: So lagen über die Wirkung des Antifoulingwirkstoffes 
„Irgarol“ (verwendet für Anstriche von Schiffen) Veröffentlichungen vor, die offensicht-
lich vom Hersteller des Wirkstoffes finanziell unterstützt wurden und zu weniger negati-
ven Ergebnissen hinsichtlich der Wirkung auf die Biodiversität kommen. Das UBA konn-
te hier methodische Schwächen nachweisen und dem BMU eigene Forschungsergebnisse 
in Bezug auf die Wirkung von Irgarol in Binnengewässern zur Verwendung in internatio-
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nalen Regulierungsprozessen zur Verfügung stellen. Im Sinne der Orientierung an öffent-
lichen Zwecken ist es in solchen Fällen wichtig, dass zu umweltrelevanten Stoffen auch 
unabhängig von Geldgebern aus der Industrie Forschung stattfinden kann.  

Die Glaubwürdigkeit des UBA steigt, wenn seine zur wissenschaftsbasierten Politik-
beratung verwendete Forschung den „State of the Art“ der jeweils relevanten Disziplinen 
repräsentiert und seine Beratungsleistungen von den verschiedenen politischen Akteuren 
als seriös angesehen werden. Die empirische Untersuchung im UBA zeigte, dass es ver-
schiedene Instrumente gibt, um den „State of the Art“ der verwendeten Forschung zu si-
chern. Dazu gehören die Anwendung von Verfahren der guten wissenschaftlichen Praxis, 
die Einbindung der wissenschaftlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in hochrangige 
nationale und internationale Fachgremien und Netzwerke, die Anwendung von Instru-
menten zur Identifizierung von Wissensbedarf (z.B. Fachgespräche zwischen UBA, ex-
ternen Wissenschaftlern und Praxisakteuren), Zugang zu Fachdatenbanken und Literatur 
sowie die Einbindung in den Forschungsdiskurs über wissenschaftliche Veröffentlichun-
gen und Beteiligung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter an wissenschaftlichen Netz-
werken. Die Etabliertheit des UBA als wichtige „Stimme“ in umweltpolitischen Prozes-
sen mit relativer Unabhängigkeit, dessen Position mitunter von denen des BMU ab-
weicht, und die Tatsache, dass der Präsident des UBA kein politischer Beamter ist (WR 
2007, S. 27), tragen zudem zur Glaubwürdigkeit des UBA bei. 

Umsetzungschancen für wissenschaftsbasierte Politikberatung entstehen nur dann, 
wenn die Forschungsergebnisse in der Integration auf die Interessen, Handlungsoptionen 
und vorhandenen Ressourcen der nationalen und internationalen relevanten Akteure ab-
gestimmt sind. Dies bedeutet für die Arbeit des UBA, potenzielle Gegner und Unterstüt-
zer einer Lösung zu kennen und eine Lösung so zu gestalten, dass sie ausreichend Unter-
stützer findet. Die Entwicklung politisch umsetzbarer Beratungsinhalte baut auf einer rea-
listischen Einschätzung der Interessen der Akteure auf. Im bereits erwähnten Fall der Er-
arbeitung der BREF (Best Available Techniques Reference Documents) sorgt die Erfah-
rung der Mitarbeiter des UBA mit den Branchen in dem Bereich dafür, dass Allianzen mit 
bestimmten Industriebranchen geschlossen werden können, um gemeinsam einen bestimm-
ten Stand der Technik auf europäischer Ebene durchzusetzen. 

Die entsprechenden Akteure als Zielgruppen der wissenschaftsbasierten Politikbera-
tung müssen durch die Verwertungsprodukte des UBA jeweils individuell-spezifisch 
durch verschiedene Produkte, Medien und Kommunikationswege angesprochen werden. 
Im Umweltbundesamt konnte beobachtet werden, wie durch unterschiedliche Kommuni-
kationswege und durch unterschiedliche Medien Arbeitsergebnisse zielgruppengerecht 
vermittelt wurden. Beispielsweise funktioniert die Aufklärung der Öffentlichkeit über ein 
Problem wie „Schimmel im Haushalt“ besser über eine Broschüre in Form eines Ratge-
bers (UBA 2005) mit konkreten Hinweisen zur Erkennung und Problemlösung bei Schim-
mel als mit umfangreichen Studien über mögliche Gesundheitsgefahren. Letztere Produk-
te wären im selben Fall eher zur Information der Zielgruppe „Experten“ geeignet. Dass 
diese Vermittlungsstrategie funktioniert, belegt die Nachfrage nach dem „Schimmel“-
Ratgeber. Dieser stellt laut Auskunft einer Expertin im UBA eines der meist nachgefrag-
ten Produkte des UBA dar. Im gleichen Fall konnte auch beobachtet werden, wie das 
UBA die gleichen Forschungsergebnisse (Auswirkungen von Schimmel im Haushalt) an 
andere Zielgruppen (Gutachter, Sanierer) durch speziellere Fachleitfäden („Schimmel-
pilz-Sanierungsleitfaden“) vermittelt. So ist das UBA auch an Expertenschulungen z.B. 
im Rahmen des Bundesverbandes Schimmelpilzsanierung beteiligt.  
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6 Fazit: Ressortforschung als Lieferantin für den Wissensbedarf 
von Ministerien und etabliertes Erfolgsmodell der 
Politikberatung  

Die Fragestellung dieses Beitrags lautete, wie die Ansprüche eines Ministeriums an Insti-
tutionen wissenschaftlicher Politikberatung für seine Politikformulierung und den Voll-
zug staatlicher Aufgaben durch die interne Organisation und Arbeitsweise der entspre-
chenden Ressortforschungseinrichtungen eingelöst werden. Vor dem Hintergrund eines 
an den wissenschaftssoziologischen und politikwissenschaftlichen Forschungsstand zu 
Ressortforschung und wissenschaftlicher Politikberatung anknüpfenden Modells der Res-
sortforschung als wissenschaftsbasierte Politikberatung werden interne Organisation und 
Arbeitsweise am Beispiel des UBA mit den Tätigkeiten Forschung, Integration und Ver-
wertung beschrieben.  

Das UBA reflektiert mit seiner Organisation aktuelle Problemlagen der Umweltpoli-
tik und selektiert auf der Basis der Ansprüche der Integration Forschungsmethoden und –
ergebnisse, auf deren Basis wiederum mit den Ansprüchen der Zielgruppen der Praxis 
kompatible Problemlösungen formuliert werden. Diese werden in Form verschiedener 
Verwertungsprodukte auf bestimmte Akteure und deren Ressourcen und Handlungsopti-
onen bezogen übermittelt. Als Schnittstellenorganisation zwischen wissenschaftlichem 
und politischem System übernimmt das UBA Aufgaben wissenschaftsbasierter Politikbe-
ratung in einer Weise, die es für die Politikformulierung und den Politikvollzug des BMU 
trotz zahlreicher anderer politikberatender Akteure unverzichtbar macht. Genannt sei hier 
die für den Wissensbedarf des BMU wichtige Pflicht und Fähigkeit des UBA, permanent 
relevante wissenschaftsbasierte Politikberatung „auf Abruf“ und zeitnah bereitzustellen. 
Dazu kommen Glaubwürdigkeit und Legitimation des UBA als an öffentlichen Zwecken 
orientierte Einrichtung, die es zu einer gerade in der Umweltpolitik mit ihren kontrover-
sen und mitunter umstrittenen wissenschaftlichen Grundlagen (Lidskog/Sundqvist 2004) 
zu einer für das BMU unverzichtbaren Instanz macht. Die Ergebnisse des Forschungspro-
jekts machen deutlich, dass das UBA durch seine wichtige Branchenkompetenz in der 
Lage ist, auf Augenhöhe gegenüber mächtigen Industrieinteressen zu agieren sowie durch 
seine Forschungskompetenz interessengeleitete Umweltforschung entlarven kann. Zudem 
kommt die Methodenentwicklung zur unmittelbaren Anwendung im Vollzug als wichtige 
spezifische Qualität des UBA hinzu. Vor dem Hintergrund des Forschungsstandes zur 
wissenschaftlichen Politikberatung und der dargestellten Kriterien Relevanz, Glaubwür-
digkeit und Legitimation stellt eine Ressortforschungseinrichtung wie das UBA ein er-
folgreiches Modell wissenschaftsbasierter Politikberatung dar. 

Das von wissenschaftssoziologischen Untersuchungen zur Ressortforschung beson-
ders herausgestellte „Spannungsverhältnis“ zwischen Wissenschaftssystem und Ansprü-
chen des politischen Systems ist dabei für das UBA zwar immanent, jedoch nicht zwangs-
läufig problematisch. Meine Schlussfolgerung lautet hier zunächst einmal, dass dieses 
Spannungsverhältnis keineswegs exklusiv die Logik der Ressortforschung betrifft. Viel-
mehr stellt dieses Spannungsverhältnis eine grundsätzliche Logik wissenschaftlicher Poli-
tikberatung dar, welche immer zwischen den politischen Praxisansprüchen und den An-
forderungen des Wissenschaftssystems agieren muss, um wissenschaftsbasierte Problem-
lösungen zu erzeugen, die wirklich angewendet werden. Selbst wenn eine Professsorin an 
einer Universität ein Gutachten erstellen will, das am Ende wirklich gelesen werden soll, 
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muss diese überlegen, wie sie Forschungsergebnisse so aufbereitet, dass der Abnehmer 
des Gutachtens in der Lage ist, dieses zu verarbeiten und zu verstehen, das Gutachten je-
doch gleichzeitig wissenschaftlich ausreichend fundiert ist. Die Professorin ist dann auch 
mit Ansprüchen der Integration konfrontiert. 

Das vorgestellte Modell der Ressortforschung macht diese zentrale Aufgabe der In-
tegration sichtbar. Das grundsätzliche Spannungsverhältnis spiegelt sich im UBA als Res-
sortforschungseinrichtung institutionell wider und wird intern durch den ständigen Wech-
sel zwischen den Tätigkeiten Forschung und Integration zur Erzeugung der verschiede-
nen Produkte der Verwertung hinsichtlich der Erfüllung der gesetzlich vorgegebenen 
Aufgaben und der Ansprüche des BMU bearbeitet. Die Bearbeitung dieses Spannungs-
verhältnisses durch diese verschiedenen Tätigkeiten stellt daher nicht notwendigerweise 
ein Problem der Ressortforschung dar, vielmehr kann sie als – nicht exklusiv für Ressort-
forschungseinrichtungen geltend - konstituierend für alle Prozesse wissenschaftlicher Po-
litikberatung bezeichnet werden, sollen diese wirklich zu Veränderungen in der politi-
schen Praxis führen. 

Das Modell der Ressortforschung und seine Produktionslinien können dazu dienen, 
die internen Prozesse innerhalb von Ressortforschungseinrichtungen sichtbar zu machen 
und mögliche hinsichtlich der Aufgabenerfüllung negative Entwicklungen im Sinne einer 
Qualitätssicherung aufzuzeigen: Beispielsweise könnte ein Prozess innerhalb einer Res-
sortforschungseinrichtung, der ohne ausreichenden Forschungsanteil bestimmte Politik-
beratungsprodukte erzeugt, eine negative Entwicklung darstellen. Allerdings könnte auch 
ein Ressortforschungsprozess, in welchem sich Forschung zulasten der Integration (also 
der Ausrichtung an konkreten politisch-praktischen Fragen) manifestiert, eine negative 
Entwicklung aufzeigen. Damit würde das „Spannungsverhältnis“ in die eine oder andere 
Richtung zulasten der jeweils anderen „ausschlagen“, was jeweils keine günstige Rah-
menbedingung für Ressortforschung im Sinne der hier formulierten Definition darstellt. 
Konstruktive Bearbeitung dieses Spannungsverhältnisses, wie sie hier am Beispiel des 
UBA dargestellt wurde, heißt, in den jeweiligen Ressortforschungsprozessen die ständig 
wechselnden Tätigkeiten zwischen Forschung und Integration anzuerkennen und entspre-
chend, je nach Bedarf des spezifischen Ressortforschungsprojektes, auszutarieren.  

Der Fall UBA hat gezeigt, dass dies gelingen kann, auch wenn bestimmte Rahmen-
bedingungen dies mitunter erschweren können: Zum Beispiel stellt Personalabbau in Be-
reichen, in denen das UBA „Branchenkompetenz“ vorhält, eine solche Rahmenbedingung 
dar, die in Zukunft Wirkungen auf die Integration haben kann. Ebenso ist die bereits vom 
Wissenschaftsrat dargestellte notwendige Erhöhung von Ressourcen zur Bearbeitung von 
Projekten der Vorlaufforschung (WR 2011, S. 8) für die Aufgabe der Integration wichtig. 
Als letztes sei noch darauf hingewiesen, dass das UBA als besondere Behörde einen Ein-
zelfall darstellt und keineswegs repräsentativ für alle Ressortforschungseinrichtungen ist. 
Dennoch zeigt die hier vorgestellte Analyse anhand des Modells der Ressortforschung als 
wissenschaftsbasierte Politikberatung wichtige Aspekte der Ressortforschungstätigkeit 
auf, die auch für andere Ressortforschungseinrichtungen als Aufgaben zwischen For-
schung, Integration und Verwertung gelten: das hier vorgestellte Modell der Ressortfor-
schung ist daher m.E. auch zur Analyse anderer Einrichtungen und deren Tätigkeiten nütz-
lich. 
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Anmerkungen 

 
1 Dieser Beitrag basiert auf einem Papier, das der Autor im Rahmen der Tagung „Ministerialverwaltung“ 

der DVPW-Sektion Policyanalyse und Verwaltungswissenschaft im November 2010 in Potsdam vorge-
stellt hat. Ich danke den Teilnehmerinnen und Teilnehmern der Tagung, meinem Kommentator Kai-Uwe 
Schnapp und dem anonymen Gutachter für wertvolle Hinweise. Der Beitrag beruht auf den Ergebnissen 
des 2010 abgeschlossenen Forschungsprojektes „Umsetzung des Konzepts einer modernen Ressortfor-
schung im Geschäftsbereich des BMU“, das von der Professur für Forst- und Naturschutzpolitik der Ge-
org-August-Universität Göttingen im Auftrag des Umweltbundesamtes mit Mitteln des BMU durchge-
führt wurde (siehe zu den Ergebnissen insbesondere den Endbericht des Vorhabens Böcher/Krott 2010, 
sowie Böcher/Krott 2011 und Böcher/Krott 2012). 

2 Zumindest spielt die Rolle von Ressortforschungseinrichtungen für die wissenschaftliche Politikberatung 
im Handbuch von Bröchler/Schützeichel (2008) nur eine kleine (darin Murswieck 2008), im Handbuch 
von Falk et al. (2006) so gut wie gar keine Rolle. 

3 Zu den Begriffsdefinitionen weiter unten im Einzelnen. 
4 Die Bedeutung dieses Aspekts wird besonders deutlich anhand der Debatte über die Qualität der Gutach-

ten des Intergovernmental Panel on Climate Change (IPCC), was manche Fakten angeht (siehe dazu z.B. 
„Die Fehler sind peinlich“, Interview mit Ottmar Edenhofer, FR vom 11.2.2010, S. 6). Solch ein Verlust 
an Glaubwürdigkeit kann die Autorität von wissenschaftlichen Politikberatungsorganen sowie deren Ein-
fluss auf politische Prozesse massiv schwächen.  

5 Das Modell wurde im Rahmen des bereits erwähnten Forschungsprojektes entwickelt (FN 1) und in Bö-
cher/Krott 2010 ausführlich dargestellt. Weitere Darstellungen finden sich bei Böcher/Krott 2011 und im 
Sinne einer Verallgemeinerung angewendet auf wissenschaftliche Politikberatung generell bei Böcher/Krott 
2012. Die folgenden Verweise beziehen sich auf den Forschungsbericht als Grundreferenz für diesen Ansatz. 

6 Die in den Ressortforschungseinrichtungen stattfindende Forschung soll als Mittel, die gesetzlich vorge-
gebenen Kompetenzen erfüllen zu können, immer aufgabenadäquat nach dem Errichtungsgesetz sein 
(Bull et al. 2006). 

7 Gesetz über die Errichtung eines Umweltbundesamtes vom 22. Juli 1974 (BGBl. I S. 1505), geändert 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 2. Mai 1996 (BGBl. I S. 660) 
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